Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1262 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-. ' 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung von Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der Fassung 
vom 20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung von Vorschriften der Kindergeld- 
gesetze vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1061) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 Abs. 3 wird folgender neuer zweiter 
Satz angefügt: 

„Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung, 
deren Ursache medizinisch-wissenschaftlich um- 
stritten ist, genügt die Wahrscheinlichkeit des 
zeitlichen Zusammenhangs." 

2. In § 13 Abs. 4 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Verursachen die Folgen der Schädigung außer- 
gewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäsche- 
verschleiß, so sind diese mit einem Pauschbe- 
trag von 5 bis 25 Deutschen Mark monatlich 
zu ersetzen." 

3. a) § 17 erhält folgende Fassung: 

.§ 17 

(1) Wird Heilbehandlung gewährt, so er- 
hält der Beschädigte einen Einkommensaus- 
gleich in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem verbliebenen Einkommen und 


90 vom Hundert des Nettoeinkommens, das 
er unmittelbar vor der Behandlung oder der 
vorangegangenen Erkrankung bezogen hat. 
Bei der Bemessung des Einkommensaus- 
gleichs wird als Netto-Einkommen ein Be- 
trag bis zur Höhe der Beitragsbemessungs- 
grenze in den Rentenversicherungen der 
Angestellten und der Arbeiter (§ 1385 

Abs. 2 RVO, § 112 Abs. 2 AVG) zugrunde 
gelegt. Auf den Einkommensausgleich sind 
alle Leistungen, die der Erkrankte für sich 
und seine Familienangehörigen aus Anlaß 
der Heilbehandlung erhält, anzurechnen. 

(2) Der Einkommensausgleich wird für 
höchstens achtundsiebzig Wochen innerhalb 
von drei Jahren gewährt; ob und inwieweit 
darüber hinaus Einkommensausgleich wei- 
tergezahlt werden kann, bestimmt die zu- 
ständige Verwaltungsbehörde." 

b) § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

Während der Krankenhausbehandlung, 
Badekur oder Heilstättenbehandlung wird 
die Rente weitergezahlt." 


4. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

(1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
nach’ der körperlichen Beeinträchtigung im all- 
gemeinen Erwerbsleben zu beurteilen, dabei 
sind seelische Begleiterscheinungen und 
Schmerzen zu berücksichtigen. Die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit ist höher zu bewerten, 
wenn der Beschädigte durch die Art der Schä- 
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digungsfolgen in seinem vor der Schädigung 
ausgeübten, begonnenen oder nachweislich an- 
gestrebten Beruf besonders betroffen wird, es 
sei denn, daß zumutbare arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen im Sinne des § 26 einen 
Ausgleich bieten. Der Beschädigte ist beson- 
ders betroffen, wenn er 

a) infolge der Schädigung weder seinen bisher 
ausgeübten, begonnenen oder den nach- 
weisbar angestrebten noch einen sozial 
gleichwertigen Beruf ausüben kann, 

b) zwar seinen vor der Schädigung ausgeübten 
oder begonnenen Beruf weiter ausübt oder 
den nachweisbar angestrebten Beruf er- 
reicht hat, in diesem Beruf durch die Art 
der Schädigungsfolgen aber in einem we- 
sentlich höheren Grade als im allgemeinen 
Erwerbsleben erwerbsgemindert ist; 

c) infolge der Schädigung nachweisbar am wei- 
teren Aufstieg in seinem Beruf gehindert 
ist. 

(2) Schwerbeschädigte, deren Minderung 

der Erwerbsfähigkeit mindestens 90 vom Hun- 
dert beträgt und die im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 besonders betroffen sind, erhalten zur 
Grundrente eine Zulage von 30 Deutschen 
Mark, wenn die Höherbewertung der Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit zur Abgeltung der 
besonderen beruflichen Betroffenheit nicht aus- 
reicht oder nicht möglich ist. In besonderen 
Fällen ist die Zulage bis zu 60 Deutschen Mark i 
zu erhöhen. Für erhebliche äußere Körperschä- ’ 
den können Mindesthundertsätze festgesetzt i 
werden. | 

(3) Bei jugendlichen Beschädigten (§ 34) ist i 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach dem ' 
Grade zu bemessen, der sich bei Erwachsenen 
mit gleicher Gesundheitsstörung ergibt." 


5. In § 31 : 

i 

a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: j 

„(l)Die Grundrente beträgt monatlich | 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit | 

um 30 vom Hundert 40 Deutsche Mark, 

um 40 vom Hundert 50 Deutsche Mark, 

um 50 vom Hundert 70 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 90 Deutsche Mark, | 

um 70 vom Hundert 120 Deutsche Mark, i 

um 80 vom Hundert 160 Deutsche Mark, 1 

um 90 vom Hundert 190 Deutsche Mark, i 

bei Erwerbsunfähigkeit ! 

210 Deutsche Mark, i 


Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das fünfiindsechszigste Le- 
bensjahr vollendet haben, um 10 Deutsche 
Mark." ; 


b) erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Schwerbeschädigte, die durch die an- 
erkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnlich betroffen sind, erhal- 


ten eine monatliche Schwerbeschädigtenzu- 
lage, die in folgenden Stufen gewährt wird: 

Stufe I 20 Deutsche Mark, 

Stufe II 40 Deutsche Mark, 

Stufe III 60 Deutsche Mark. 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung den Personenkreis, der auf 
Grund seiner Schädigungsfolgen außerge- 
wöhnlich betroffen ist, zu bestimmen." 

6. In § 32 

a) erhält Absatz 2 folgende Fassung; 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 vom Hundert 130 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 130 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 160 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 160 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 190 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

190 Deutsche Mark."; 

b) erhält Absatz 3 folgende Fassung; 

„(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich für 
die Ehefrau (Ehemann) um 25 Deutsche 
Mark."; 

c) erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Schwerbeschädigte, deren Netto-Ein- 
kommen im Sinne des § 33 50 Deutsche 
Mark monatlich nicht übersteigt, erhalten 
zur vollen Ausgleichsrente einen Zuschlag 
in Höhe von 25 Deutschen Mark monatlich. 
In besonderen Fällen ist der Zuschlag bis 
zu 50 Deutschen Mark zu erhöhen. Nähe- 
res regelt die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung. " 

7. § 33 erhält folgende Fassung: 

.§ 33 

(1) Die volle Ausgleichsrente ist um das an- 
zurechnende Einkommen zu mindern. 

(2) Anzurechnen sind nach Abzug der ab- 
setzbaren Ausgaben (Nettoeinkommen) die 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes und die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selb- 
ständiger Arbeit, soweit sie 100 Deutsche Mark 
und von dem darüber hinausgehenden Betrag 
fünf Zehntel übersteigen; von den übrigen 
Einkünften bleiben 25 vom Hundert außer An- 
satz, mindestens jedoch 50 Deutsche Mark. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt mit Zu- 
stimmung dos Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung 
der Ausgleichsrente unberücksichtigt 
bleiben. 
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b) wie das Netto-Einkommen zu ermit- 
teln ist. 

(4) Ist das sonstige Einkommen zahlen- 
mäßig nicht feststellbar, erscheint aber der 
Lebensunterhalt im Sinne des § 32 Abs. 1 
nicht auf andere Weise sichergestellt, so ist 
die Ausgleichsrente abweichend vom Absatz 1 
nach den Gesamtverhältnissen zu bemessen. 

(5) Empfänger einer Pflegezulage erhalten 
wenigstens die Hälfte der vollen Ausgleichs- 
rente, Empfänger einer Pflegezulage von min- 
destens 150 Deutschen Mark monatlich stets 
die volle Ausgleichsrente." 

8. Nach § 33 wird folgender neuer § 33a einge- 
fügt: 

„§ 33a 

(1) Schwerbeschädigte (§ 29 Abs. 2) erhalten 
für jedes von ihnen unterhaltene Kind bis zur 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 
längstens jedoch bis zum Ablauf des Monats, 
in dem es sich verheiratet, eine Kinderzulage 
von 40 Deutschen Mark. Die Kinderzulage wird 
auch nach Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres gewährt für ein unverheiratetes Kind, 
das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres infolge körperlicher oder geisti- 
ger Gebrechen außerstande ist, sich 
selbst zu unterhalten, solange dieser 
Zustand dauert. 

Im Falle der Unterbrechung oder Verzögerung 
der Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes 
im Sinne des Satzes 2 Buchstabe a durch Erfül- 
lung der gesetzlichen Wehr- oder Ersatzdienst- 
plicht ist die Kinderzulage auch für einen der 
Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum 
über das fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
zu gewähren. 

(2) Als Kinder im Sinne des Absatzes 1 
gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kin- 
der, 

4. Stiefkinder, 

5. Pflegekinder, wenn sie von dem Be- 
schädigten schon vor Anerken- 
nung der Folgen der Schädigung un- 
entgeldlich unterhalten worden sind, 

6. uneheliche Kinder, jedoch von männ- 
lichen Beschädigten nur, wenn deren 
Vaterschaft oder Unterhaltspflicht 
festgestellt ist. 


(3) Der Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit für das Kind bereits ein Anspruch be- 
steht auf Kinderzuschüsse oder ähnliche Lei- 
stungen, die für das Kind gezahlt werden oder 
zu zahlen sind, 

(4) Absatz 3 gilt für Empfänger von Pflege- 
zulagen nur insoweit, als nicht ein Anspruch 
besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder Kinderzu- 
schuß aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz oder dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes 
oder nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kin- 
geldergänzungsgesetzes." 

9. In § 35 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Solange der Beschädigte infolge der 
Schädigung so hilflos ist, daß er nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege bestehen kann, 
wird eine Pflegezulage von 100 Deutschen 
Mark monatlich gewährt; ist die Gesundheits- 
störung so schwer, daß sie dauerndes Kranken- 
lager oder außergewöhnliche Pflege erfordert, 
so ist die Pflegezulage je nach Lage des Falles 
unter Berücksichtigung der für die Pflege er- 
forderlichen Aufwendungen auf 150, 200, 240 
oder 350 Deutsche Mark zu erhöhen. Blinde 
erhalten in der Regel die Pflegezulage von 
200 Deutschen Mark. Erwerbsunfähige Hirnver- 
letzte erhalten eine Pflegezulage von min- 
destens 100 Deutschen Mark. Übersteigen die 
Aufwendungen für fremde Wartung und Pflege 
den Betrag der Pflegezulage, so kann der Un- 
terschiedsbetrag erstattet werden." 

10. In § 36 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Beim Tode eines rentenberechtigten Be- 
schädigten wird ein Bestattungsgeld gewährt. 
Es beträgt 500 Deutsche Mark." 

11. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40 

Die Grundrente der Witwen beträgt 100 Deut- 
sche Mark." 

12. In § 41 

a) erhalten die Absätze 3 bis 5 folgende Fas- 
sung: 

„(3) Die volle Ausgleichsrente der Witwe 
beträgt 120 Deutsche Mark. 

(4) Die volle Ausgleichsrente ist um das 
anzurechnende Einkommen zu mindern. § 33 
gilt entsprechend. 

(5) Witwen, deren Netto-Einkommen im 
Sinne des § 33 50 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, erhalten zur vollen Ausgleichs- 


3 



Drucksache 1262 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


rente einen Zuschlag in Höhe von 25 Deut- 
sehen Mark. In besonderen Fällen ist der 
Zuschlag bis zu 50 Deutschen Mark zu er- j 
höhen."; 

b) wird Absatz 6 gestrichen. 

13. § 44 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im Falle der Wiederverheiratung ent- 
fällt die Rente, es sei denn, der neue Gatte ist 
außerstande, den Familienunterhalt nach Maß- 
gabe der §§ 1360 ff. des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs in der Fassung des Gleichberechtigungs- 
gesetzes vom 18. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 609) wenigstens zu einem Drittel zu entrich- 
ten. Ist der neue Gatte gleichfalls Empfänger 
einer Versorgungsrente, so erhalten beide ihre 
um ein Drittel gekürzte Ausgleichsrente weiter. 
Zuschläge gemäß § 32 Abs. 3 entfallen. Im Falle 
der Wiederverheiratung erhält die Witwe 
(Witwer) anstelle des Anspruchs auf Rente 
eine Abfindung in Höhe des Sechzigfachen der 
monatlichen Grundrente einer Witwe. Der An- 
trag auf Heiratsabfindung ist innerhalb eines 
Jahres nach der Wiederverheiratung zulässig. 
Er ist nicht an die vorherige Geltendmachung 
des Rentenanspruches gebunden." 

14. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Die Grundrente beträgt bei Waisen, deren 
Vater oder Mutter noch lebt, 45 Deutsche 
Mark, bei Waisen, deren Vater und Mutter 
nicht mehr leben, 70 Deutsche Mark monat- 
lich." 

15. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich 

bei Waisen, deren Vater oder Mutter noch 
lebt, 55 Deutsche Mark, 

bei Waisen, deren Vater und Mutter nicht 
mehr leben, 80 Deutsche Mark." 

16. § 48 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Beschädigter, der bis zum Tode 
die Rente eines Erwerbsunfähigen oder Pflege- 
zulage bezogen hat, nicht an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhalten die Witwe 
und die Waisen (§ 44) eine Witwen- und Wai- 
senbeihilfe. Sie kann auch gewährt werden, 
wenn ein Beschädigter bis zum Tode Rente 
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 50 vom Hundert bezogen hat." 

17. § 50 wird gestrichen. 

18. In § 51 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„(1) Die volle Elternrente beträgt monatlich 
bei einem Elternpaar 190 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 130 Deutsche Mark. 


(2) Elternrente ist nur insoweit zu gewäh- 
ren, als sie zusammen mit dem sonstigen Ein- 
kommen folgende Monatsbeträge nicht über- 
steigt: 

bei einem Elternpaar 240 Deutsche Mark, 

bei einem Elternteil 170 Deutsche Mark." 

19. In § 72 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte, die Anspruch auf eine Rente 
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
30 vom Hundert oder mehr haben, können zum 
Zwecke des Erwerbs oder der wirtschaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbesitzes oder zum 
Zwecke des Erwerbs grundstücksgleicher Rechte 
durch Zahlung eines Kapitals abgefunden wer- 
den. " 

20. § 74 erhält folgende Fassung: 

„§ 74 

(1) Die Kapitalabfindung kann einen Betrag 
bis zur Höhe der Grundrente {§ 31) umfassen, 
soweit diese für den Abfindungszeitraum nach 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 30 vom Hundert zu zahlen bleibt. 

(2) Die Abfindung ist auf die für einen Zeit- 
raum von fünfzehn Jahren zustehende Grund- 
rente beschränkt. Als Abfindungssumme wird 
das Vierzehnfache des der Kapitalabfindung 
zugrunde liegenden Jahresbetrages gezahlt. 
Der Anspruch auf die Bezüge, an deren Stelle 
die Abfindungssumme tritt, erlischt für die 
Dauer von fünfzehn Jahren mit Ablauf des 
Monats der Auszahlung." 

21. In § 89 ist dem Absatz 1 folgender neuer zwei- 
ter Satz anzufügen: 

/ 

„Ein Härteausgleich kann insbesondere auch 
dann gewährt werden, wenn 

a) die zur Anerkennung einer Gesundheits- 
störung als Folge einer Schädigung erfor- 
derliche Wahrscheinlichkeit des ursächlichen 
Zusammenhanges nur deshalb nicht nach- 
weisbar ist, weil über die Ursache des fest- 
gestellten Leidens in der ärztlichen Wissen- 
schaft Ungewißheit besteht, 

oder 

b) der zeitliche Zusammenhang einer Gesund- 
heitsstörung mit dem militär- oder militär- 
ähnlichen Dienst im Sinne der §§ 2 und 3 
oder mit besonderen Kriegsereignissen er- 
wiesen ist." 


Artikel II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versorgungs- 
bezüge werden, soweit sie durch dieses Gesetz eine 
Änderung erfahren, von Amts wegen neu festge- 
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stellt. Das gilt auch für Leistungen, die an Stelle 
von bisher gewährten laufenden Versorgungsbezü- 
gen zu zahlen sind, soweit sich aus den nachfolgen- 
den Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag fest- 
gestellt. Wird der Antrag binnen sechs Monaten 
nach Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so be- 


ginnt die Zahlung mit dem 1. Juni 1959, frühestens 
mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen er- 
füllt sind. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1959 
in Kraft. 


Bonn, den 7. Oktober 1959 


Ollenhauer und Fraktion 


Begründung 


I. 

Leben und Gesundheit verdienen im demokrati- 
schen Rechtsstaat nicht geringeren Schutz als pri- 
vates Eigentum. Die Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen haben daher Anspruch auf 
angemessene Entschädigung für im Kriege erlitte- 
nen Verlust an Leben, Gesundheit und Leistungs- 
fähigkeit. Der soziale Rechtsstaat darf sich nicht 
mit dem Versuch begnügen, die Kriegsopfer vor 
unmittelbarer Not zu schützen. Solidarhaftung für 
ein gemeinsames Schicksal verlangt Ausgleich der 
kriegsbedingten Lasten. 

Kernstück der Neuordnung der Kriegsopfergesetz- 
gebung muß es sein, den Rechtsanspruch der 
Kriegsopfer auf angemessene Entschädigung zu ver- 
wirklichen. Hieraus folgt: 

1. Für Leben und Gesundheit, die der einzelne 
dem Gesetze folgend einbüßte, sind nach dem 
Maße des Möglichen Äquivalente zu schaffen, 
Äquivalente für den Verlust der körperlichen 
Unversehrtheit, für Schmerzen und entgangene 
Lebensfreude, für wirtschaftliche Mehraufwen- 
dungen und Beeinträchtigung der Leistungs- 
fähigkeit. 

2. Denjenigen, die infolge der Schädigung nicht 
selbst in der Lage sind, sich ein ausreichendes 
Einkommen zu verschaffen, ist ein menschen- 
würdiger Unterhalt sicherzustellen. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
Kriegsopferversorgung — Drucksache 1239 — wird 
den Erfordernissen einer Neuordnung der Kriegs- 
opfergesetzgebung nicht gerecht. Das Einfrieren der 
Grundrenten der Beschädigten, Witwen und Wai- 
sen auf einem unangemessen niedrigen Stand be- 
deutet, insbesondere wenn man das gestiegene und 
weiterhin steigende Volkseinkommen berücksich- 
tigt, eine tatsächliche Schlechterstellung der Kriegs- 
opfer. 


Unter den gegebenen Mehrheitsverhältnissen im 
Bundestag läßt sich nach Auffassung der Fraktion 
der SPD eine Änderung des Kriegsopferversor- 
gungsrechts, die die Bezeichnung „Neuregelung" 
oder „Reform" verdient, nicht erreichen. Im Augen- 
blick kommt es daher darauf an, durch die Ver- 
besserung einiger Bestimmungen des geltenden Ver- 
sorgungsrechts die gröbsten Mißverhältnisse in der 
Verteilung der kriegsbedingten Belastungen zu be- 
seitigen und damit den Weg für eine künftige Re- 
form zu ebnen. Diesem Zweck dient der vorgelegte 
Entwurf einer Siebenten Novelle zum Bundesver- 
sorgungsgesetz. 


II 

Der Gesetzentwurf sieht im einzelnen vor: 

1. Anhebung der Grundrenten für Beschädigte um 
10 bis 70 Deutsche Mark, je nach dem Aus- 
maß der Minderung der Erwerbsfähigkeit; 

2. Anhebung der Grundrenten für Witwen von 
70 auf 100 Deutsche Mark, für Halbwaisen von 
20 auf 45, für Vollwaisen von 30 auf 70 Deut- 
sche Mark; 

3. Schwerbeschädigtenzulagen und Heraufsetzung 
der Grundrente als Ausgleich für besondere 
berufliche Betroffenheit; 

4. Schwerbeschädigtenzulagen als Ausgleich für 
besondere gesundheitliche Betroffenheit; 

5. Erhöhung der Ausgleichs- und Elternrenten um 
30 bis 65 Deutsche Mark; 

6. Beseitigung der Härten der Anrechnungsbe- 
stimmungen bei der Feststellung von Aus- 
gleichs- und Elternrenten und Wegfall der sog. 
„Ernährereigenschaft" im Kriege gefallener 
Söhne als Voraussetzung für die Gewährung 
von Elternrenten; 

7. Kinderzulagen für alle Kinder von Schwerbe- 
schädigten in Höhe von 40 Deutschen Mark; 
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8. Erweiterung des zum Bezug von Witwen- und 
Waisenbeihilfen berechtigten Personenkreises 
und Erhöhung der Abfindungen an Witwen bei 
Wiederverheiratung; 

9. wirtschaftliche Sicherstellung des Versorgungs- 
berechtigten und seiner Familie während Heil- 
behandlung durch Gewährung eines Einkom- 
mensausgleichs in Höhe von 90 vom Hundert 
des bisherigen Nettoarbeitseinkommens; 

10. Anpassung der Sätze für Pflegezulagen, Klei- 
derverschleißzulagen und Bestattungsgeld an 
die veränderte wirtschaftliche Lage; 

11. Kapitalabfindungen für einen Zeitraum von 15 
statt 10 Jahren unter Einbeziehung von Be- 
schädigten nach einer Minderung der, Erwerbs- 
fähigkeit von 30 und 40 vom Hundert und 


12. Beseitigung von Härten, die sich in vielen Fäl- 
len aus der Schwierigkeit ergeben haben, den 
ursächlichen Zusammenhang einer Schädigung 
mit dem Kriegsdienst nachzuweisen. 


IIL 

Die Mehraufwendungen nach diesem Gesetz belau- 
fen sich pro Haushaltsjahr auf 1656,2 Millionen 
Deutsche Mark. Von diesem jährlichen Mehrauf- 
wand entfallen auf das laufende Haushaltsjahr 
1959 1380,2 Millionen Deutsche Mark. Die Deckung 
ist in Ausgabenersparnissen, besonders im Bereich 
des Einzelplans 14, und aus den die Voranschläge 
des Haushaltsplans übersteigenden Steuereinnah- 
men zu finden. 
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